
 

Dringlicher Entschließungsantrag  

der Fraktion DIE LINKE  

betreffend NPD-Verbot endlich auf den Weg bringen 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
1. Die NPD steht in Deutschland wie keine andere Partei seit Jahrzehn-

ten für eine Verharmlosung und Verherrlichung des deutschen 
Faschismus. Ihre politische Praxis fußt auf menschen- und völker-
rechtsverachtendem Rassismus und Nationalismus sowie dem Akzep-
tieren und Schüren von Hass und Gewalt gegen Andersdenkende. 

 
2. Der Hessische Landtag begrüßt, dass sich die Hessische Landesregie-

rung der Mehrheitsmeinung der Innenminister- und Ministerpräsiden-
tenkonferenz für ein NPD-Verbotsverfahren angeschlossen hat. 

 
3. Der Hessische Landtag begrüßt, dass sich die Innenminister- und 

Ministerpräsidentenkonferenz mit einstimmigen Beschlüssen für ein 
NPD-Verbotsverfahren ausgesprochen haben.  

 
4. Der Hessische Landtag fordert Bundesregierung und Bundestag auf, 

sich geschlossen für ein NPD-Verbotsverfahren einzusetzen und die-
ses möglichst zügig zu beantragen. 

 
5. Der Hessische Landtag begrüßt die Überlegungen des Hessischen 

Innenministers, ein eigenständiges Landesprogramm gegen rechte 
Einstellungen und Gewalt mit Mitteln des Landes auf den Weg zu 
bringen, um hiermit den großen Herausforderungen und Gefahren 
durch rechte Gewalt in Hessen besser zu begegnen.  

 
 
Begründung: 

Erfolgt mündlich 
 
Wiesbaden, 13. Dezember 2012 
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 13. 12. 2012 

Zur Behandlung im Plenum 
vorgesehen 

 

18. Wahlperiode 
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